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N e u b e k a n n t m a c h u n g
des Niedersächsischen Verwaltungskostengesetzes

Vom 25. April 2007

Aufgrund des Artikels 5 des Gesetzes zur Änderung des
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes, des Nieder-
sächsischen Verwaltungskostengesetzes und anderer Gesetze
vom 7. Dezember 2006 (Nds. GVBl. S. 575) wird nachstehend
der Wortlaut des Niedersächsischen Verwaltungskostengeset-
zes vom 7. Mai 1962 (Nds. GVBl. S. 43) in der nunmehr gel-
tenden Fassung unter Berücksichtigung 

des § 20 Abs. 4 und des § 21 Abs. 1 Satz 2 Nr. 21 des Ge-
setzes vom 8. Februar 1973 (Nds. GVBl. S. 41),

des Gesetzes vom 2. Dezember 1974 (Nds. GVBl. S. 531),

des § 80 Abs. 1 Nr. 24 des Gesetzes vom 2. Juni 1982 (Nds.
GVBl. S. 139),

des § 7 des Gesetzes vom 12. Juli 1984 (Nds. GVBl. S. 175),

des Artikels V des Gesetzes vom 2. Juli 1985 (Nds. GVBl.
S. 207),

des Artikels 18 des Gesetzes vom 22. März 1990 (Nds.
GVBl. S. 101),

des Artikels III des Gesetzes vom 7. November 1991 (Nds.
GVBl. S. 295),

des Artikels 5 des Gesetzes vom 13. Dezember 1996 (Nds.
GVBl. S. 494),

des Gesetzes vom 5. Juni 1997 (Nds. GVBl. S. 263),

des Artikels 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 1997 (Nds.
GVBl. S. 539),

des Artikels 20 des Gesetzes vom 20. November 2001
(Nds. GVBl. S. 701),

des Artikels 16 des Gesetzes vom 5. November 2004 (Nds.
GVBl. S. 394) und

des Artikels 2 des Gesetzes vom 7. Dezember 2006 (Nds.
GVBl. S. 575)

bekannt gemacht.

Hannover, den 25. April 2007

Niedersächsisches Finanzministerium

M ö l l r i n g

Minister
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Niedersächsisches Verwaltungskostengesetz (NVwKostG)
in der Fassung vom 25. April 2007

§ 1

Verwaltungskosten

(1) 1Für Amtshandlungen

1. in Angelegenheiten der Landesverwaltung und

2. im übertragenen Wirkungskreis der Gebietskörperschaften
und anderer Körperschaften des öffentlichen Rechts

werden nach diesem Gesetz Kosten (Gebühren und Auslagen)
erhoben, wenn die Beteiligten zu der Amtshandlung Anlass
gegeben haben. 2Kosten sind auch zu erheben, wenn ein auf
Vornahme einer kostenpflichtigen Amtshandlung gerichteter
Antrag abgelehnt oder zurückgenommen wird.

(2) Wird aufgrund dieses Gesetzes eine Amtshandlung für
gebührenpflichtig oder für gebührenfrei erklärt, so dürfen
Gebühren aufgrund anderer Rechtsvorschriften für dieselbe
Amtshandlung nicht erhoben werden.

(3) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind entsprechend an-
zuwenden, wenn nach anderen Rechtsvorschriften Kosten er-
hoben werden und nichts Abweichendes bestimmt ist.

§ 2

Gebührenfreie Amtshandlungen

(1) Gebühren werden nicht erhoben für Amtshandlungen,

1. zu denen eine Landesbehörde Anlass gegeben hat oder zu
denen in Ausübung öffentlicher Gewalt eine andere Behörde
im Land, eine Behörde des Bundes oder die Behörde eines
anderen Bundeslandes Anlass gegeben hat, es sei denn,
dass die Gebühr Dritten auferlegt oder in sonstiger Weise
auf Dritte umgelegt werden kann, oder 

2. zu denen Kirchen einschließlich ihrer öffentlich-rechtlichen
Verbände, Anstalten und Stiftungen Anlass gegeben haben,
es sei denn, dass die Gebühr einem Dritten aufzuerlegen ist.

(2) Von der Erhebung einer Gebühr kann ganz oder teilwei-
se abgesehen werden, wenn daran ein öffentliches Interesse
besteht.

(3) Absätze 1 und 2 werden nicht angewendet

1. bei Amtshandlungen der Vermessungs- und Katasterver-
waltung,

2. bei Entscheidungen über förmliche Rechtsbehelfe (Wider-
spruch oder Beschwerde),

3. bei Amtshandlungen, zu denen ein nach den §§ 15, 17
oder 18 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes zur
Entsorgung verpflichteter Entsorgungsträger in Erfüllung
dieser Aufgabe Anlass gegeben hat,

4. bei der Erhebung von Gebühren der wissenschaftlichen
Bibliotheken des Landes Niedersachsen.

§ 3

Gebührenordnungen

(1) 1Die einzelnen Amtshandlungen, für die Gebühren erho-
ben werden sollen, und die Höhe der Gebühren sind in Gebüh-
renordnungen zu bestimmen. 2Für Auslagen gilt § 13 dieses
Gesetzes.

(2) 1Die Gebühren sind in den Gebührenordnungen so fest-
zusetzen, dass ihr Aufkommen zusammen mit der Erstattung
von Auslagen den auf die Amtshandlungen entfallenden Auf-
wand des Verwaltungszweiges nicht übersteigt. 2Sie sind nach
dem Maß des Verwaltungsaufwandes oder nach dem Wert des
Gegenstandes der Amtshandlung zu bemessen.

(3) Sieht ein Rechtsakt der Europäischen Gemeinschaft die
Erhebung von Gebühren vor, so sind diese nach Maßgabe des

Rechtsaktes und, soweit dieser es zulässt, ergänzend nach
Maßgabe des Absatzes 2 in den Gebührenordnungen festzu-
setzen.

(4) 1Die gebührenpflichtigen Amtshandlungen und die Höhe
der Gebühren sind in einer Allgemeinen Gebührenordnung
zu bestimmen, die das Finanzministerium im Einvernehmen
mit den jeweils zuständigen Ministerien erlässt. 2Die zustän-
digen Ministerien werden ermächtigt, im Einvernehmen mit
dem Finanzministerium für bestimmte Verwaltungsbereiche
besondere Gebührenordnungen zu erlassen, soweit eine Rege-
lung in der Allgemeinen Gebührenordnung nicht erfolgt ist.

§ 4

Berechtigter für die Kostenerhebung

(1) Das Aufkommen an Kosten steht der Körperschaft zu,
deren Behörde oder Organ die Amtshandlung vornimmt. 

(2) Das Finanzministerium kann im Einvernehmen mit den
beteiligten Ministerien durch Verordnung bestimmen, dass an
den vereinnahmten Kosten diejenigen Körperschaften betei-
ligt werden, deren Dienststellen bei der Vorbereitung der
Amtshandlung wesentlich mitgewirkt haben.

§ 5

Kostenschuldner

(1) 1Kostenschuldner ist derjenige, der zu der Amtshand-
lung Anlass gegeben hat. 2Mehrere Kostenschuldner haften
als Gesamtschuldner.

(2) Kosten einer Amtshandlung, die im förmlichen Verwal-
tungsverfahren vorgenommen wird, können durch Bescheid
oder Beschluss einem anderen Beteiligten auferlegt werden,
soweit er sie durch unbegründete Einwendungen oder durch
Anträge auf Beweiserhebungen und Rechtsbehelfe verursacht
hat, die ohne Erfolg geblieben sind.

§ 6

Entstehung der Kostenschuld

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der Beendigung der
Amtshandlung oder mit der Rücknahme des Antrages.

(2) Die Verpflichtung zur Erstattung der Auslagen entsteht
mit der Aufwendung des zu erstattenden Betrages.

§ 7

Fälligkeit und Beitreibung

(1) Kosten werden mit der Bekanntgabe der Kostenentschei-
dung an den Kostenschuldner fällig, wenn nicht die Behörde
einen späteren Zeitpunkt bestimmt.

(2) 1Eine Amtshandlung kann von der vorherigen Zahlung
der Kosten oder von der Zahlung oder Sicherstellung eines
angemessenen Kostenvorschusses abhängig gemacht werden.
2Soweit der Vorschuss die endgültige Kostenschuld über-
steigt, ist er zu erstatten.

§ 7 a

Säumniszuschlag

(1) 1Werden die Kosten nicht bis zum Ablauf eines Monats
nach dem Fälligkeitstag entrichtet, so kann für jeden angefan-
genen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von eins vom
Hundert des rückständigen Betrages erhoben werden, wenn
dieser 50 Euro übersteigt. 2Für die Berechnung des Säumnis-
zuschlages ist der rückständige Betrag auf 50 Euro nach unten
abzurunden.
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(2) Als Tag, an dem eine Zahlung entrichtet worden ist, gilt 

1. bei Übergabe oder Übersendung von Zahlungsmitteln an
die für den Kostengläubiger zuständige Kasse oder Zahl-
stelle der Tag des Eingangs;

2. bei Überweisung oder Einzahlung auf ein Konto der für
den Kostengläubiger zuständigen Kasse oder Zahlstelle der
Tag, an dem der Betrag der Kasse oder Zahlstelle gut-
geschrieben wird.

§ 8

Verjährung

(1) 1Durch Verjährung erlischt der Kostenanspruch. 2Das
Gleiche gilt für den Erstattungsanspruch (§ 7 Abs. 2 Satz 2).
3Was zur Befriedigung oder Sicherung eines verjährten An-
spruchs geleistet ist, kann jedoch nicht zurückgefordert werden.

(2) 1Die Verjährung beginnt mit dem Ablauf des Jahres, in
dem die Kostenschuld entstanden ist. 2Die Verjährungsfrist
beträgt drei Jahre.

(3) 1Durch Zahlungsaufforderung, durch Stundung und
durch Rechtsbehelfe wird die Verjährung unterbrochen. 2Mit
Ablauf des Jahres, in dem die Unterbrechung endet, beginnt
eine neue Verjährungsfrist.

§ 9

Bemessungsgrundsätze

(1) Ist für den Ansatz einer Gebühr durch die Gebührenord-
nung ein Rahmen bestimmt, so hat die Behörde, soweit die
Gebührenordnung nichts anderes vorschreibt, bei Festsetzung
der Gebühr das Maß des Verwaltungsaufwandes für die ein-
zelne Amtshandlung sowie den Wert des Gegenstandes der
Amtshandlung zu berücksichtigen.

(2) Ist eine Gebühr nach dem Wert des Gegenstandes zu
berechnen, so ist der Wert zur Zeit der Beendigung der Amts-
handlung maßgebend.

§ 10

Pauschgebühren

Die Gebühr für regelmäßig wiederkehrende Amtshandlun-
gen kann auf Antrag für einen im Voraus bestimmten Zeit-
raum, jedoch nicht länger als ein Jahr, durch einen Pausch-
betrag abgegolten werden; bei der Bemessung des Pauschbetra-
ges ist der geringere Umfang des Verwaltungsaufwandes zu
berücksichtigen.

§ 11

Billigkeitsmaßnahmen

(1) Kosten, die dadurch entstanden sind, dass die Behörde
die Sache unrichtig behandelt hat, sind zu erlassen.

(2) 1Die Behörde kann die von ihr festgesetzten Kosten stun-
den, wenn die sofortige Einziehung für den Schuldner mit
erheblichen Härten verbunden ist und wenn der Anspruch
durch die Stundung nicht gefährdet wird. 2Sie kann die Kosten
ermäßigen oder von der Erhebung absehen, wenn dies im Ein-
zelfall mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des
Kostenschuldners oder sonst aus Billigkeitsgründen geboten ist.

(3) Wird ein Antrag auf Vornahme einer Amtshandlung 

1. ganz oder teilweise abgelehnt,

2. zurückgenommen, bevor die Amtshandlung beendet ist,

so kann die Gebühr bis auf ein Viertel des vollen Betrages er-
mäßigt werden.

(4) Wird ein Antrag wegen Unzuständigkeit abgelehnt oder
beruht ein Antrag auf unverschuldeter Unkenntnis, so kann
die Gebühr außer Ansatz bleiben.

(5) Das zuständige Ministerium kann im Einvernehmen mit
dem Finanzministerium bestimmen, dass für besondere Arten
von Amtshandlungen eine Gebühr ganz oder teilweise nicht
zu erheben ist, wenn die Erhebung der Gebühr unbillig ist
oder dem öffentlichen Interesse widerspricht.

§ 12

Kosten der Rechtsbehelfe 
in gebührenpflichtigen Angelegenheiten

(1) 1Soweit ein Rechtsbehelf erfolglos bleibt, beträgt die
Gebühr für die Entscheidung über den Rechtsbehelf das Ein-
einhalbfache der Gebühr, die für die angefochtene Entschei-
dung anzusetzen war. 2Soweit der Rechtsbehelf Erfolg hat,
sind nur die Kosten für die vorzunehmende Amtshandlung zu
erheben.

(2) 1Wird eine Amtshandlung auf einen Rechtsbehelf hin,
der nicht von dem Kostenpflichtigen eingelegt worden ist, im
Widerspruchs- oder Beschwerdeverfahren oder durch gericht-
liches Urteil aufgehoben, so ist eine bereits gezahlte Gebühr
insoweit zurückzuzahlen, als sie die für eine Ablehnung des
Antrages zu entrichtende Gebühr übersteigt. 2Das Gleiche gilt,
wenn ein Gericht nach § 113 der Verwaltungsgerichtsord-
nung die Rechtswidrigkeit der Amtshandlung festgestellt hat.
3Die Zurückzahlung ist ausgeschlossen, wenn die Amtshand-
lung aufgrund von unrichtigen oder unvollständigen Angaben
des Antragstellers vorgenommen wurde.

§ 13

Auslagen

(1) 1Werden bei der Vorbereitung oder bei der Vornahme
einer Amtshandlung Auslagen notwendig, so hat der Kosten-
schuldner sie, auch wenn die Amtshandlung gebührenfrei ist,
zu erstatten; dies gilt nicht, wenn die Auslagen durch die
Gebühr abgegolten werden. 2Auslagen hat der Kostenschuld-
ner auch dann zu erstatten, wenn sie bei einer anderen am
Verfahren beteiligten Behörde entstanden sind. 3Zwischen
Behörden werden Auslagen erstattet, wenn diese im Einzelfall
25 Euro übersteigen; dies gilt auch in den Fällen des Satzes 2
und auch zwischen Behörden desselben Rechtsträgers.

(2) 1Für Aufwendungen, die im Zusammenhang mit einer
Amtshandlung dem Grunde oder der Höhe nach nicht regel-
mäßig entstehen, können in den Gebührenordnungen Bestim-
mungen über Auslagen und deren Erhebung getroffen werden.
2Die Gebührenordnungen können insbesondere vorsehen, dass
bestimmte Auslagen mit der Gebühr abgegolten oder neben
der Gebühr zu erstatten sind; aus Gründen der Vereinfachung
können pauschalierte Auslagensätze bestimmt werden.

(3) Auslagen können insbesondere Aufwendungen sein für

1. Leistungen Dritter und anderer Behörden, 

2. technische Untersuchungen und Laboruntersuchungen,

3. Zustellungen und öffentliche Bekanntmachungen,

4. Dienstreisen und Dienstgänge, 

5. Zeugen, Sachverständige, Dolmetscher und Übersetzer,

6. Abschriften, Auszüge, Kopien und zusätzliche Ausferti-
gungen,

7. Datenträger, mit denen Daten in elektronischer Form
geliefert werden, 

8. Telekommunikations- und Postdienstleistungen,

9. die Beförderung und Verwahrung von Sachen sowie 

10. anlässlich der Amtshandlung entstehende Umsatzsteuer.
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§ 14

Benutzungen und Leistungen

(1) 1Für die Benutzung öffentlicher Einrichtungen und Ge-
genstände, die sich im Eigentum oder in der Verwaltung des
Landes befinden, können Benutzungsgebühren und für Leis-
tungen, die von Behörden des Landes bewirkt werden, ohne
dass sie Amtshandlungen sind, können Leistungsgebühren er-
hoben werden. 2Auslagen sind zu erstatten. 3§ 13 Abs. 1 Satz 3
findet keine Anwendung.

(2) Im Übrigen finden die Vorschriften dieses Gesetzes über
Kosten entsprechende Anwendung.

§ 15

Kosten der Justizverwaltung

Dieses Gesetz findet auf die Kosten der Justizverwaltung
keine Anwendung.

§ 16

– aufgehoben –

§ 17

– aufgehoben –

§ 18

Kurbeiträge in Staatsbädern

(1) 1Das Land kann in einer Gemeinde, die ganz oder teil-
weise als Kurort staatlich anerkannt ist, einen Kurbeitrag er-
heben, wenn die Einrichtungen für den Kurbetrieb überwiegend
im Eigentum oder in der Verwaltung des Landes oder einer
juristischen Person stehen, deren Mehrheitsgesellschafter das
Land ist. 2Der Kurbeitrag dient der vollständigen oder teil-
weisen Deckung des Aufwandes für die Herstellung, Anschaf-
fung, Erweiterung, Verbesserung, Erneuerung, den Betrieb,
die Unterhaltung und die Verwaltung der Einrichtungen des
Staatsbades. 3Zum Aufwand im Sinne des Satzes 2 gehören
insbesondere der Personal- und der Sachaufwand sowie kal-
kulatorische Abschreibungen und Zinsen. 4Der Kurbeitrag ist
so zu bemessen, dass sein Aufkommen zusammen mit den für
die Benutzung des Staatsbades erhobenen Entgelten den Auf-
wand im Sinne des Satzes 2 nicht übersteigt.

(2) 1Kurbeitragspflichtig sind alle Personen, die sich in dem
Erhebungsgebiet aufhalten, ohne dort eine Hauptwohnung zu
haben, und denen die Möglichkeit zur Benutzung der Einrich-
tungen geboten wird. 2Kurbeitragspflichtig ist nicht, wer sich
nur zur Berufsausübung im Erhebungsgebiet aufhält.

(3) Für den Kurbeitrag gelten die Verfahrensvorschriften
des § 11, die Strafvorschrift des § 16 und die Bußgeldvor-
schrift des § 18 des Niedersächsischen Kommunalabgaben-
gesetzes (NKAG) entsprechend.

(4) 1Das Finanzministerium wird ermächtigt, durch Verord-
nung zu regeln:

1. das Erhebungsgebiet innerhalb der als Kurort staatlich an-
erkannten Gemeinde,

2. die Einbeziehung von Personen in die Kurbeitragspflicht,
die in der Gemeinde außerhalb des anerkannten Gebietes
(Nummer 1) zu Heil-, Kur- oder Erholungszwecken Unter-
kunft nehmen,

3. Befreiungen von der Kurbeitragspflicht, wenn dies aus
Gründen der Billigkeit geboten ist,

4. die Höhe des Kurbeitrages,

5. Mitteilungspflichten der kurbeitragspflichtigen Personen
und

6. die Ausgabe von Kurkarten.

2In der Verordnung kann bestimmt werden, dass ein Dritter
den Kurbeitrag für das Land erhebt; der Dritte unterliegt bei
der Erhebung des Kurbeitrages der Fachaufsicht des Finanz-
ministeriums.

(5) 1Das Finanzministerium kann durch Verordnung außer-
dem

1. Personen, die im Erhebungsgebiet 

a) andere Personen beherbergen, 

b) anderen Personen Wohnraum zur vorübergehenden
Nutzung überlassen oder 

c) einen Campingplatz, Standplatz für Wohnwagen oder
Wohnmobile, Wochenendplatz oder Bootsliegeplatz be-
treiben und dort Plätze anderen Personen zur vorüber-
gehenden Nutzung überlassen, 

verpflichten, die in den Buchstaben a bis c genannten Per-
sonen, soweit sie kurbeitragspflichtig sind, zu melden, 

2. die nach Nummer 1 verpflichteten Personen außerdem
verpflichten, den Kurbeitrag von den nach Nummer 1 zu
meldenden Personen einzuziehen und an das Land oder
eine vom Land bestimmte Stelle abzuführen, 

3. in Fällen, in denen Wohnungsgeber, Betreiber oder die
sonst durch Satzung Verpflichteten mit der Abwicklung
der Beherbergung, Nutzungsüberlassung oder Beförderung
Dritte beauftragen, die gewerbsmäßig derartige Abwick-
lungen übernehmen, auch den beauftragten Dritten die in
den Nummern 1 und 2 genannten Pflichten auferlegen, 

4. Pflichten nach den Nummern 1 und 2 auf die Inhaber von
Sanatorien, Kuranstalten und ähnlichen Einrichtungen
hinsichtlich der Personen erstrecken, die diese Einrichtun-
gen benutzen, ohne im Erhebungsgebiet eine Unterkunft
im Sinne der Nummer 1 zu haben, sowie 

5. Pflichten nach den Nummern 1 und 2 auf Reiseunter-
nehmen erstrecken, wenn der Kurbeitrag in dem Entgelt
enthalten ist, das die Reiseteilnehmer an das Reiseunter-
nehmen zu entrichten haben.

2Wer aufgrund einer Verordnung nach Satz 1 Nr. 2, 3, 4 oder 5
verpflichtet ist, haftet für die rechtzeitige Einziehung und
vollständige Abführung des Kurbeitrages.

(6) 1Schuldner des Kurbeitrages ist die kurbeitragspflichtige
Person. 2Schuldner des Kurbeitrages ist auch, wer nach Ab-
satz 5 Satz 2 oder nach Absatz 3 in Verbindung mit § 11
NKAG und den §§ 69 bis 71 und 73 bis 75 der Abgabenord-
nung haftet. 3Der Kurbeitrag entsteht mit Beginn des Aufent-
halts im Erhebungsgebiet und wird mit seiner Entstehung
fällig.

§ 19

Übergangsvorschriften*)

Die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden,
auf Landesgesetz beruhenden Kostenordnungen, Gebühren-
ordnungen und Tarife bleiben zunächst in Kraft.

§ 20

Außer Kraft tretende Vorschriften

(1) 1Die diesem Gesetz entgegenstehenden Rechtsvorschrif-
ten sowie alle Rechtsvorschriften gleichen Inhalts treten für
das Land Niedersachsen außer Kraft. 2Insbesondere treten
außer Kraft:

1. das preußische Gesetz über staatliche Verwaltungsgebüh-
ren vom 29. September 1923 (Preuß. Gesetzsamml. S. 455)
in der Fassung der Verordnung vom 14. März 1932 (Preuß.
Gesetzsamml. S. 123, 129) und die preußische Verwaltungs-
gebührenordnung vom 19. Mai 1934 (Preuß. Gesetzsamml.
S. 261) in der Fassung der Verordnung vom 24. März 1936
(Preuß. Gesetzsamml. S. 84) mit Ausnahme des Gebühren-
tarifs,
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2. das braunschweigische Verwaltungskostengesetz vom
1. April 1924 (Braunschw. GVS S. 151) in der Fassung des
Änderungsgesetzes vom 19. September 1938 (Braunschw.
GVS S. 85) mit Ausnahme des § 20 und der in dessen Rah-
men anzuwendenden §§ 7 bis 10,

3. das Gesetz für den Freistaat Oldenburg betreffend staatliche
Verwaltungsgebühren vom 30. Mai 1928 (Old. GBl. Bd. XLV
S. 711) in der Fassung des Änderungsgesetzes vom 11. Juli
1936 (Old. GBl. Bd. XLIX S. 459) mit Ausnahme des Ver-
waltungsgebührentarifs,

4. das niedersächsische Gesetz über die Erhebung von Ver-
waltungsgebühren auf dem Gebiete der Ernährungsverwal-
tung und der Wirtschaftsverwaltung vom 2. September 1948
(Nds. GVBl. Sb. I S. 114),

5. § 5 Abs. 3 des Gesetzes über das Schuldenwesen des Landes
Niedersachsen vom 30. November 1954 (Nds. GVBl. Sb. I
S. 546),

6. § 29 des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG) vom
7. Juli 1960 (Nds. GVBl. S. 105).

(2) Bestimmungen über Befreiung von Gebühren, die in an-
deren als den in Absatz 1 aufgeführten Gesetzen enthalten
sind, werden durch dieses Gesetz nicht berührt.

(3) Artikel 10 Abs. 1 des Niedersächsischen Ausführungsge-
setzes zum Bundesjagdgesetz vom 31. März 1953 und § 1 der
Verordnung zur Durchführung des Niedersächsischen Landes-
jagdgesetzes vom 5. Juni 1953 (Nds. GVBl. Sb. I S. 715 und
S. 718) bleiben unberührt.

§ 21

Inkrafttreten*)

Dieses Gesetz tritt 14 Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der
ursprünglichen Fassung vom 7. Mai 1962 (Nds. GVBl. S. 43). Der
Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Änderungen ergibt sich
aus den in der vorangestellten Bekanntmachung näher bezeichne-
ten Gesetzen.



Nds. GVBl. Nr. 12/2007, ausgegeben am 15. 5. 2007

177

Herausgegeben von der Niedersächsischen Staatskanzlei
Verlag und Druck: Schlütersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Böckler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover,
Telefon 0511 8550-0, Telefax 0511 8550-2400, Postbank Hannover 4 10-308. Erscheint nach Bedarf. Laufender Bezug und Einzelstücke können
durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 56,30 € (einschließlich 3,68 € Mehrwertsteuer und einschließlich 9,20 € Portokosten-
anteil). Bezugskündigung kann nur 10 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 8 Seiten 1,05 €. ISSN 0341-3497.
Abonnementservice Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405
Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 1,05 € einschließlich Mehrwertsteuer zuzüglich Versandkosten 

V e r o r d n u n g
zur Änderung der Einkommensgrenzenverordnung

Vom 9. Mai 2007

Aufgrund des § 9 Abs. 3 Satz 1 des Wohnraumförderungs-
gesetzes vom 13. September 2001 (BGBl. I S. 2376), zuletzt
geändert durch Artikel 2 Abs. 13 des Gesetzes vom 5. Dezember
2006 (BGBl. I S. 2748), in Verbindung mit § 1 Nr. 3 Buchst. d
der Subdelegationsverordnung vom 23. Juli 2003 (Nds. GVBl.
S. 306), zuletzt geändert durch Verordnung vom 14. Novem-
ber 2006 (Nds. GVBl. S. 532), wird verordnet:

Artikel 1

Die Einkommensgrenzenverordnung vom 22. August 2003
(Nds. GVBl. S. 343) wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Im Übrigen darf in der Förderzusage nach § 13 WoFG
zugelassen werden, dass die in § 9 Abs. 2 WoFG bestimm-
ten Einkommensgrenzen überschritten werden 

1. bei energetischen Modernisierungsmaßnahmen bei
Mietwohnraum um bis zu 20 vom Hundert, 

2. bei der Schaffung von Mietwohnraum

a) in einem förmlich festgelegten Sanierungsgebiet,

b) in einem Gebiet, in dem vorbereitende Untersu-
chungen nach § 141 des Baugesetzbuchs eingeleitet
worden sind,

c) in einem Gebiet, in dem bisher Unterkünfte für
Obdachlose vorhanden waren, oder 

d) in einem Gebiet mit einem kommunalen Wohnraum-
versorgungskonzept oder einem städtebaulichen
Entwicklungskonzept 

(Fördergebiete) um bis zu 60 vom Hundert und

3. bei der Schaffung von Mietwohnraum für ältere Men-
schen und Menschen mit Behinderung um bis zu
60 vom Hundert.“

2. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Im Übrigen darf in der Förderzusage nach § 13 WoFG
zugelassen werden, dass die in § 9 Abs. 2 WoFG bestimm-
ten Einkommensgrenzen überschritten werden 

1. bei dem Erwerb von bestehendem selbst genutzten
Wohnraum, wenn im Zusammenhang mit dem Erwerb
Modernisierungsmaßnahmen durchgeführt werden,
um bis zu 20 vom Hundert, 

2. bei energetischen Modernisierungsmaßnahmen bei
selbst genutztem Wohnraum um bis zu 20 vom Hun-
dert,

3. bei Neubaumaßnahmen zur Schaffung von selbst ge-
nutztem Wohnraum in einer Gemeinde ab Mietenstufe 3
nach der Anlage der Wohngeldverordnung um bis zu
20 vom Hundert und

4. bei dem Erwerb von selbst genutztem Wohnraum in
einem Fördergebiet, wenn im Zusammenhang mit
dem Erwerb Modernisierungsmaßnahmen durchge-
führt werden, um bis zu 60 vom Hundert.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2007 in
Kraft.

Hannover, den 9. Mai 2007

Niedersächsisches Ministerium
für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit

In Vertretung

H a w i g h o r s t

Staatssekretärin
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